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■ „Für die Wirtschaft ist dieses
Regierungsprogramm weder in-
novativ noch zukunftsweisend“,
zeigte sich nicht nur der FPÖ-In-
dustrie- und Wirtschaftssprecher
Bernhard Themessl, sondern auch
der unabhängige Gewerbeverein
enttäuscht.

Es sei, so Themessl, zwar an
vielen Stellen zu lesen, daß der
Faktor Arbeit entlastet und die
Beschäftigung weiter forciert wer-
den solle. Doch umgesetzt werde
genau das Gegenteil, wie die 0,15-
prozentige Erhöhung der Kran-
kenkassengebühren. Das sei eine
Belastung für Arbeitnehmer und
Arbeitgeber und werde auch die
Motivation der Klein- und Mittel-
unternehmen nicht heben, neue
Mitarbeiter einzustellen.

Da neben der Erhöhung der
Mineralölsteuer sämtliche Ge-
bühren – wie die Vignette –
künftig jedes Jahr automatisch an
die Inflation angepaßt werden
sollen, befürchtet Themessl
Schlimmes: „Durch diese Maß-
nahme sind Handelsreisende,Ver-

treter und Marktstandler massiv
von der Belastungsoffensive der
Regierung betroffen.“

Für die Transportwirtschaft
komme es durch die Lkw-Maut-
erhöhung noch schlimmer. Diese
treffe schlußendlich aber auch alle
Österreicher über entsprechende
Preisanhebungen, warnte der
FPÖ-Wirtschaftssprecher. Da sei

die Senkung der Kfz-Steuer nur
ein Tropfen auf dem heißen Stein.
„Insgesamt wird im Regierungs-
programm an alten Zöpfen festge-
halten und neue innovative Kon-
zepte werden erst gar nicht an-
diskutiert geschweige denn aus-
probiert”, resümierte Themessl.

Zu diesem Schluß kommt
auch der Österreichische Gewer-
beverein. Dieser hoffe, daß die
Regierung „im Dschungel der
Verwaltung, des Proporzes und
der Pfründe nicht die Orien-
tierung hin zu einer nachhaltigen
Sanierung des Staates“ verliere.

Dessen Generalsekretär Bla-
hut bezeichnet das Regierungs-
programm als Reflex aus alten
Tagen einerseits nach Steuer- und
Abgabenerhöhungen zu greifen,
auf Verbesserungen zu verzichten
und das Sparpotential des Bundes
„mit nebbichen 30 Millionen 
Euro” anzuvisieren. Damit bleibe
„fraglich, ob es diese große Ko-
alition schaffen wird, das Pfründe-
und Proporzdenken ad acta zu
legen.”

Neue Regierung, alte Zöpfe

■ Bei der Auswahl der Verteidi-
gungsminister hat die große Ko-
alition ihre wahre Zuneigung zur
Landesverteidigung und zum
Bundesheer nicht gerade unter
den Scheffel gestellt.

Zur Erinnerung: die beiden
letzten großkoalitionären Vertei-
digungsminister waren Robert
Lichal und Werner Fasslabend.
Beide ohne Heereserfahrung, da
Erster als ein „weißer Nach-
kriegsjahrgang” nicht einberufen
und sein Nachfolger für untaug-
lich befunden worden war.

Kuriose Beschaffungsvorgänge
bis heute nicht geklärt

Aufgefallen sind beide je-
doch mit kuriosen Beschaffungs-
vorgängen. Lichal hat die damals

bei der schwedischen Armee
schon in der Ausmusterung ste-
henden Draken geordert, und
Fasslabend – entgegen den aus-
drücklichen Wunsch der Heeres-
spitze – eine Panzerarmada, die
nicht ins Landesverteidigungs-
konzept paßte.

Minister, der Anwendung von Gewalt
glaubhaft machen mußte

Jetzt folgt mit Norbert Dara-
bos gar ein überzeugter Pazifist.
Denn zu seiner Zeit, mußte man
unter Eid schwerwiegende Ge-
wissensgründe gegen den Dienst
mit der Waffe glaubhaft machen,
um ersatzweise den Zivildienst
ableisten zu können.

Und nun soll Darabos jenem
Ressort vorstehen, dessen letztes

Mittel die Anwendung von Waf-
fengewalt ist, und er als Minister
gegebenenfalls Einsatzbefehle
geben, die anderen Men-
schen die An-
wendung von
Waffengewalt
auftragen.

Bedenkliches
Signal
Für FPÖ-

Wehrsprecher
Peter Fichten-
bauer ein „be-
denkliches Signal”,
das von vielen Heere-
sangehörigen als Provo-
kation empfunden

werden könnte: „Ich hoffe, für
das Heer, Darabos kann diese
Zweifel ausräumen.”

Im Heer macht bereits das
Gerücht die Runde, daß jetzt

die Eurofighter „aus Ge-
wissensgründen” abbe-

stellt werden. Oder
reiht sich Darabos
mit deren Be-
schaffung doch noch
in die Riege seiner
Vorgänger ein?

Ein Pazifist als Verteidigungsminister

Bernhard Themessl: Abgabenerhöhung
nur ein Vorgeschmack auf Künftiges?

Das Schaf im Wolfspelz oder doch umgekehrt? Zivildiener Darabos in der Zwickmühle.

■ „Dem Thema Gentechnologie,
widmet das an Substanz ohnehin
arme rot-schwarze Regierungspro-
gramm einen stolzen Sieben-
zeiler“, reagierte FPÖ-Umwelt-
sprecher Norbert Hofer ent-
täuscht. Immerhin versehen unab-
hängige Experten das Potential der
Gentechnik mit Begriffen wie
„Landschaftsverwüstung, Besitz-
enteignung und Saatgut-Sklaverei
bis zur unwiderruflichen, globalen
Nahrungsmitteldiktatur“.

Das Regierungsprogramm be-
kenne sich dazu, die„Gentechnik-
freiheit weiter absichern“ zu wol-
len über „funktionierende Koexis-
tenzregelungen auf europäischer
Ebene“. Ein glatter Widerspruch,
wie der jüngste Entscheid der
Landwirtschaftsminister zeigte.
Diese haben den Grenzwert für
gentechnische Verunreinigungen
von biologischen (!) Produkten auf
das Neunfache des bisher in Öster-
reich gültigen Wertes angehoben.
Hofer: „Ein Umfaller mit Ansage.“

Ignoranz gegenüber 
Gentechnologie
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